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LIEBE KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN!
Über Wochen hat das Corona-Virus das 
persönliche, politische und wirtschaftliche 
Leben im Griff gehabt. Die Pandemie ist 
noch nicht vorbei, die wirtschaftlichen und 
beschäftigungspolitischen Auswirkungen 
sind noch nicht vollständig absehbar. Was 
bedeutet das für unsere Tarif- und Besol-
dungsrunde 2020 für die Beschäftigten 
von Bund und Kommunen? Da bist auch 
Du gefragt. Und in dieser Diskussion soll 
Dich diese Broschüre unterstützen. Wir 
wollen Dir Argumente an die Hand geben, 
damit Du die betriebliche Diskussion zur 
Forderungsdebatte gut führen kannst.  
Sie soll Dich aber auch dafür gewinnen, 
Dich aktiv in die Tarifrunde einzubringen. 
Gemeinsam können wir viel erreichen. 
Auch und gerade jetzt.

#SYSTEMRELEVANT
Was ist in diesem Jahr in dieser außer
gewöhnlichen Situation wichtig?

Auf einmal stehen Alltagsheld*innen im 
Mittelpunkt. Und wie viele stille Held*
innen sieht man nicht? Tag für Tag bewie-
sen und beweisen die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes, wie wertvoll sie mit 
ihrem Beitrag für das öffentliche Leben 
sind. Sie leisten alle zusammen Tag für  
Tag mit starkem Engagement Großartiges 
für das Gemeinwesen in unserem Land.

Applaus für die Beschäftigten im öffent
lichen Dienst ist schön, reicht aber nicht.

Die Diskussion zu den Forderungen, mit 
denen wir in die Tarif- und Besoldungs-
runde Bund und Kommunen gehen, 
beginnt jetzt. Unsere Forderung erfolgt 

natürlich nicht im luftleeren Raum. Als 
Basis dienen auch die wirtschaftlichen 
Zusammenhänge, die in diesem Heft 
dargestellt sind. 

Welche Auswirkungen hat die wirtschaft
liche Situation in unserem Land auf unsere 
Tarifrunde? Was ist jetzt sinnvoll, um die 
Weichen für die Zukunft in die richtige 
Richtung zu stellen? Was muss in diese so 
außergewöhnliche Tarifrunde mit hinein?

Dazu findest Du in dieser Broschüre 
Informationen und Denkanstöße.

#UNVERZICHTBAR
Gerade die Pandemie zeigt uns, wie wich-
tig eine funktionierende öffentliche Verwal-
tung, wie wichtig die öffentliche Daseins-
vorsorge für die Menschen in unserem 
Land sind. Öffentlich ist wesentlich! 

Die Krise ist auch ein Prüfstein. Haben wir 
einen verlässlichen, effizienten und moder-
nen öffentlichen Dienst? Sind die Beschäf-
tigten im Vergleich zu anderen Wirtschafts-
bereichen angemessen vergütet? Sind die 
Arbeitsbedingungen attraktiv genug, um 
auch künftig junge Leute für eine Beschäf-
tigung im öffentlichen Dienst gewinnen zu 
können?

Bereits vor der Corona-Krise haben wir 
Debatten zur Zukunft von Arbeit und 
Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst 
geführt: mit einer Umfrage zu Arbeits
zeiten, mit den Verhandlungen zur Auf-
wertung der Beschäftigten des Sozial-  
und Erziehungsdienstes, mit einer gemein-
samen Tarifbewegung der Beschäftigten 

https://unverzichtbar.verdi.de/++co++c3e8fd38-bb89-11ea-ae01-525400940f89
https://unverzichtbar.verdi.de/++co++c3e8fd38-bb89-11ea-ae01-525400940f89
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://oepnvbrauchtzukunft.de/
https://oepnvbrauchtzukunft.de/
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des kommunalen öffentlichen Nahverkehrs 
in allen 16 Bundesländern und mit Ver-
handlungen zu einem Tarifvertrag Digitali-
sierung. Die Pandemie hat uns gezeigt, 
dass gerade auch die Tätigkeiten im 
Gesundheitswesen und öffentlichem 
Gesundheitsdienst deutlich aufgewertet 
werden müssen. Diese Themen bleiben 
selbstverständlich auf der Tagesordnung. 

WIR HALTEN ZUSAMMEN
Auch wenn sich vieles verändert, bleibt 
eins seit 150 Jahren gleich; um Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Beschäftigten 
zu verbessern, bedarf es starker Interessen-
vertretungen. Das sind die Gewerkschaf-
ten, das ist im öffentlichen Dienst ver.di. 
Und Du bist ein Teil davon. Und wenn wir 
noch mehr durchsetzen wollen, brauchen 
wir noch mehr aktive Gewerkschafter*
innen wie Dich. Unsere Argumente sollen  
Dir helfen, Kolleg*innen anzusprechen,  
sie zu ermutigen, unsere gemeinsamen 
Interessen mit durchzusetzen.

Das Besondere an dieser Broschüre ist, dass 
sie immer aktuell bleibt. Der Diskussions
stand wird von uns in der Tarifrunde lau-
fend mit einer neuen Auflage aktualisiert.

Du möchtest über die aktuellen Entwicklun-
gen informiert sein? Auf Telegram kannst 
Du verdiOfficalBot abonnieren, um immer 
auf dem neusten Stand zu bleiben. Erstmals 
wird es für aktive Tarifbotschafter*innen in 
den Betrieben und Dienststellen regelmäßig 
einen Livestream mit uns, beiden Verhand-
lungsführern Frank Werneke und mir  
sowie dem Leiter des Bereiches Tarifpolitik 
öffentlicher Dienst, Oliver Bandosz, geben.  
life.verdi.de

WIE GEHT TARIFRUNDE?
Bist Du neu dabei? Auch die Basics zu dem 
Ablauf von Tarifverhandlungen findest Du 
auf den folgenden Seiten. Tarifverhand
lungen haben einen eigenen Ablauf. Wenn  
Du ihn kennst, kannst Du gezielt handeln, 
können wir gemeinsam ein gutes Ergebnis 
durchsetzen.

Das ist alles nichts Neues für Dich? Dann 
hilf mit, dass das Wissen auch andere 
erreicht und motiviere sie, sich in dieser 
Tarifrunde für ihre, für unsere gemein
samen Interessen mit einzusetzen. Wir 
werden in der bevorstehenden Tarifrunde 
unsere gemeinsame Kraft und unser 
Durchhaltevermögen einsetzen müssen. 
Doch gemeinsam können wir in dieser 
Tarifrunde erfolgreich sein.

Egal ob neu dabei, alte Häsin oder alter 
Hase; unter Pandemiebedingungen haben 
wir alle noch keine Tarifrunde geführt. Es 
ist für uns alle eine Premiere. Daher wollen 
wir mit Dir gemeinsam in diesem Sommer 
die Tarifrunde gut vorbereiten. Es gibt dazu 
viele, vor allem digital unterstützte, Ange-
bote wie zum Beispiel Videokonferenzen. 
Wir wollen, dass Du gesund durch den 
Sommer kommst. Wir wollen aber auch 
mit Dir gemeinsam die Tarifauseinander
setzung gut vorbereiten. Applaus und 
warme Worte sind uns nicht genug! Doch 
nur durch die Organisation der Interessen 
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
in ver.di und gemeinsames Handeln in  
der Tarifrunde können wir erfolgreich sein.  
Lass es uns gemeinsam anpacken.

Deine Christine Behle 
Mitglied des ver.di-Bundesvorstands

https://oepnvbrauchtzukunft.de/
https://bund-laender.verdi.de/fachbereich/digitalisierung
https://bund-laender.verdi.de/fachbereich/digitalisierung
https://bund-laender.verdi.de/fachbereich/digitalisierung
http://life.verdi.de
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1)	DEN ÖFFENTLICHEN DIENST IM BLICK 
	� Zahlen, Daten, Fakten zur Beschäftigung  

im öffentlichen Dienst 

Woran denken die meisten Bürger*innen 
wohl zuerst, wenn man sie nach dem 
öffentlichen Dienst fragt? Wahrscheinlich 
an das Rathaus, das Bürgeramt, an 
Formulare. 

Doch die öffentliche Daseinsvorsorge  
hat weitaus mehr zu bieten. Zum Beispiel 
Mobilität – ob nun mit dem Auto auf 
öffentlichen Verkehrswegen oder im 
öffentlichen Personennahverkehr. Gepflegte 
Parks und Stadtgärten. Schwimmbäder. 
Freizeiteinrichtungen und Sportplätze. 
Kultur- und Begegnungsstätten. Soziale 
Einrichtungen und Hilfe im Lebensalltag. 
Gesundheitsvorsorge und Krankenhäuser. 
Schutz und Sicherheit vor Verbrechen, 
Feuer oder Katastrophen. Kitas, Schulen 
und Hochschulen. Von der Versorgung mit 
Energie und Wasser – bis zur Entsorgung 
von Abfällen. Finanzielle Absicherung bei 
Krankheit, im Alter, bei Arbeitslosigkeit 
oder Arbeitsunfällen. Behörden, Verwaltun-
gen und Betriebe – damit der Rechtsstaat 
auch funktionieren kann. Kurzum: Alle 
öffentlichen Leistungen, die das Leben 
auch lebenswert machen!

Diese und noch weitere Leistungen der 
Daseinsvorsorge müssen Bund, Länder, 
Gemeinden und Sozialversicherungsträger 
im Rahmen ihrer Aufgaben und Pflichten 
den Bürger*innen bereitstellen. Dazu sind 
sie durch das Sozialstaatprinzip (Artikel 20 
Grundgesetz) verpflichtet. Bürger*innen 

haben also einen Rechtsanspruch auf einen 
funktionierenden Staat. Gewinnerzielung 
ist nicht die Bedingung. Es dreht sich nicht 
um Profit wie in Unternehmen, sondern 
um die Erbringung guter Leistungen – und 
zwar gleichermaßen für alle Menschen,  
die in diesem Land leben.

Bund, Länder und Gemeinden geben auf-
grund unterschiedlicher Aufgaben auch 
unterschiedliche Anteile ihrer Gesamtaus-
gaben für Personalkosten aus: Beim Bund 
beträgt der Anteil nicht einmal 10 Prozent. 
Ein guter Tarifabschluss fällt hier kosten
mäßig kaum ins Gewicht. Den höchsten 
Personalkostenanteil haben die Länder. Sie 
geben jeden dritten Euro für Personal aus, 
bei den Gemeinden ist es jeder vierte Euro.

Gute Arbeit braucht gute Leute. Und die 
müssen auch ordentlich für ihre Arbeit 
entlohnt werden – so lautet schon länger 
unsere Botschaft an die öffentlichen 
Arbeitgeber, Applaus für Alltaghelden 
reicht nicht!

Im öffentlichen Dienst im engeren Sinn 
arbeiten rund fünf Millionen Beschäftigte. 
Bei öffentlichen Arbeitgebern insgesamt 
sind es über sechs Millionen. Öffentliche 
Arbeitgeber sind außer dem öffentlichen 
Dienst im engeren Sinn auch Einrichtungen 
in privater Rechtsform, an denen die 
öffentliche Hand ganz oder überwiegend 
beteiligt ist. Beim Bund arbeiten rund 
500.000 Beschäftigte im öffentlichen 
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Dienst und nochmals gut 200.000 bei 
sonstigen öffentlichen Arbeitgebern,  
wie zum Beispiel der Deutschen Bahn AG, 
die in Bundesbesitz ist. Bei Städten und 
Gemeinden arbeiten gut 1,5 Millionen 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst und 
nochmals über 800.000 bei sonstigen 
öffentlichen Arbeitgebern. Insgesamt rund 
2,6 Millionen Beschäftigte sind Beschäf-
tigte der Bundesländer und rund 400.000 
sind Beschäftigte bei den Sozialversiche-
rungsträgern. Beschäftigte bei den öffent
lichen Arbeitgebern arbeiten als tarif
beschäftigte Arbeitnehmer*innen oder  
als Beamt*innen sowie Richter*innen. 
Auch Soldat*innen zählen zum öffent
lichen Dienst. Und natürlich Auszubil-

1 � Beschäftigungszahlen für öffentliche Arbeitgeber veröffentlicht das Statistische Bundesamt immer erst im  
Sommer/Herbst eines Jahres für das Vorjahr. Für die Tarifrunde beziehen wir uns zusätzlich auf aktuellere Daten,  
die die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände für Städte und Gemeinden erhebt. 

dende, dual Studierende und Anwärter*
innen.

In den vergangenen Jahrzehnten ist die 
Zahl der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst erheblich reduziert worden: Im 
öffentlichen Dienst im engeren Sinn arbei-
teten 1991 noch 6,7 Millionen Menschen. 
Die Zahl sank auf einen Tiefstand von  
4,5 Millionen im Jahr 2008. Seither steigen 
die Zahlen wieder: 2018 nahm die Beschäf-
tigung bei den öffentlichen Arbeitgebern 
gegenüber 2017 um gut 100.000 Beschäf-
tigte zu, darunter 64.000 im öffentlichen 
Dienst im engeren Sinn.1 Dennoch ist es 
weiterhin schwer, Fachkräfte für die Bewäl-
tigung des demografischen Wandels zu 
gewinnen. Unter dem Beschäftigungs

Quelle: BMF Finanzbericht 2020, Deutscher Städtetag 2019

PERSONALKOSTEN BEI BUND,
LÄNDERN UND GEMEINDEN 2018 

Personalausgaben Zuweisungen und Zuschüsse

Bund Länder Gemeinden

Sachausgaben sonstiges

9,7 %

5,4 %

12,0 %

72,9 %

34,6 %

3,1 %

20,2 %

42,1 %

25,3 %
18,5 %

24,1 %32,1 %
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rückgang hat die Bereitstellung von öffent
lichen Leistungen in vielen Bereichen spür-
bar gelitten; Schlangen in Bürgerämtern, 
überlastete Sozial- und Gesundheitsämter, 
fehlende Kita Plätze, Pflegenotstand in 
Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen.  
Die Pandemie hat uns diese Probleme 

deutlich vor Augen geführt. Auch arbeiten 
heute viel mehr Beschäftigte in Teilzeit.  
Im öffentlichen Dienst insgesamt sind 
knapp ein Drittel Teilzeitbeschäftigte,  
in den Städten und Gemeinden sind es 
sogar fast 40 Prozent.

0,0 Mio.

0,2 Mio.

0,4 Mio.

0,6 Mio.

0,8 Mio.

1,0 Mio.

1,2 Mio.

1,4 Mio.

1,6 Mio.

1,8 Mio.

BESCHÄFTIGTE IN DEN KOMMUNEN

Quelle: Statistisches Bundesamt

Vollzeit

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

1,07 1,02 1,00 0,95 0,90 0,87 0,86 0,84 0,83 0,83 0,82 0,83 0,84 0,86 0,87 0,88 0,89 0,91 0,92

0,51 0,51 0,52 0,53
0,51 0,50 0,50 0,50 0,50 0,52 0,54 0,54 0,55 0,55 0,56 0,56 0,57 0,58 0,60

1,57 Mio.

1,33 Mio.

1,52 Mio.

Teilzeit
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2)	�TARIFARBEIT IM ÖFFENTLICHEN  
DIENST UND DIE TARIFRUNDE MIT  
BUND UND KOMMUNEN 

Für die Tarifbeschäftigten im Bereich des 
Bundes und der Kommunen gilt der „Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst“, kurz 
TVöD. Verhandelt wird aber auch für die 
kommunalen Versorgungsunternehmen, 
die unter den Tarifvertrag Versorgungs
betriebe (TV-V) fallen, sowie für die kom-
munalen Nahverkehrsunternehmen mit 
den jeweiligen landesweiten Tarifverträgen 
Nahverkehr (TV-N).

Tarifarbeit im öffentlichen Dienst beinhaltet 
nicht nur die Tarifrunden zum Entgelt. 
ver.di setzt sich genauso für bessere 
Arbeitsbedingungen ein. 

So stehen mit den kommunalen Arbeit
gebern Tarifverhandlungen für die weitere 
Verbesserung der Rahmenbedingungen  
für die Beschäftigten im Sozial- und Erzie-
hungsdienst an. Viel zu wenige Beschäf-
tigte müssen in diesem Bereich mit sehr 
großer Verantwortung die Arbeit verrich-
ten. Hinzu kommt, dass die Anforderungen 
an die Beschäftigten durch den Rechtsan-
spruch auf einen Kitaplatz und die oftmals 
erschwerten Bedingungen durch Inklusion 
oder Integration stark angestiegen sind. 
Dringend erforderlich sind z. B. Verbesse-
rungen von Eingruppierungsmerkmalen  
in etlichen Bereichen, die Anpassung der 
Stufenlaufzeiten, eine Anerkennung der 
Berufserfahrung, aber auch die Berücksich-
tigung der gesetzlichen Änderungen in  

der Behindertenhilfe. Es geht um nichts 
Geringeres, als um eine dieser gesellschaft-
lich wichtigen Tätigkeit entsprechenden 
Bezahlung und auch um die Erhöhung der 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes als 
Arbeitgeber.

Im September 2020 beginnen außerdem 
für den öffentlichen Nahverkehr Verhand-
lungen zu einem „Rahmentarifvertrag 
öffentlicher Nahverkehr“. Ziel ist ein ein-
heitlicher Tarifvertrag für alle Bundesländer. 
Dazu wurden am 27. März 2020 die bun-
desweiten Forderungen beschlossen.

Am 1. September 2020 beginnt die 
gemeinsame Tarifrunde für die Beschäftig-
ten von Bund und Kommunen (TVöD, TV-V, 
TV-N). Im Mittelpunkt stehen auf jeden Fall 
Entgelterhöhungen, denn Respekt für die 
Leistung der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, insbesondere auch in der Krise, darf 
sich nicht auf Beifallklatschen beschränken. 
Der öffentliche Dienst muss ein attraktiver 
Arbeitgeber sein. Nur dann kann er die für 
die Erfüllung seiner Aufgaben benötigten 
Fachkräfte halten und auch neue werben. 
Das ist nicht nur für die Beschäftigten 
wichtig, sondern für alle Menschen in 
unserem Land.

Die Verhandlungen für Bund und Kom
munen finden gemeinsam statt: Für  
die Beschäftigten des Bundes wird mit  
dem Bundesinnenminister verhandelt.  

https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/
https://oepnvbrauchtzukunft.de/
https://oepnvbrauchtzukunft.de/
https://oepnvbrauchtzukunft.de/
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Die Beschäftigten der Städte und Gemein-
den und kommunalen Betriebe haben 
unzählige Arbeitgeber, die ihre Interessen 
durch die Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände (VKA) am Verhand-
lungstisch vertreten lassen.

Da ver.di auch immer die zeit- und inhalts-
gleiche Übertragung des Ergebnisses auf 
die Beamt*innen, Richter*innen sowie 
Soldat*innen fordert, ist diese Tarif- und 
Besoldungsrunde auch Maßstab für die 
Besoldung von rund 350.000 Beamt*innen 
sowie 185.000 Versorgungsempfänger*
innen des Bundes. Für die Besoldung der 
Beamt*innen der Kommunen sind die 
Bundesländer zuständig, sodass sie nicht  
in die Tarif- und Besoldungsrunde 2020 
einbezogen sind.

Die Gewerkschaft ver.di ist Verhandlungs-
führerin auf der Gewerkschaftsseite und 
der öffentliche Dienst bei uns „Chefsache“. 
Deshalb führen Frank Werneke, Vorsitzen-
der von ver.di, und Christine Behle, stell
vertretende Vorsitzende von ver.di, die 
Verhandlungen für unsere Kolleg*innen. 
Doch dabei sind sie nicht allein, denn die 
ver.di-Verhandlungskommission ist eben-
falls vor Ort. Mit ihr berät die Verhand-
lungsspitze den aktuellen Stand, diskutiert 
das weitere Vorgehen und lässt sich von 
der Stimmung der Beschäftigten in den 
Verwaltungen und Betrieben berichten. Die 
Verhandlungskommission wiederum setzt 
sich aus Vertreter*innen aus der Bundes
tarifkommission für den öffentlichen Dienst 
(BTK ö.D.) zusammen. Deren Mitglieder 
sind gewählte Kolleg*innen von Dir, aus 

2000 = 100

Quelle: WSI-Tarifarchiv

Chemische Industrie 163,1
Metallindustrie 168,5
Preise + Produktivität 156,2
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allen Bereichen des öffentlichen Dienstes 
und aus allen Regionen Deutschlands. Die 
BTK ö.D. entscheidet zum Beispiel über 
Tarifforderungen und die Annahme oder 
Ablehnung von Verhandlungsergebnissen.

Unabhängig vom Corona-Beifall gibt es 
trotz guter Erfolge in unserer Tarifarbeit  
in den letzten Jahren im Bereich des öffent-
lichen Dienstes noch einiges „gerade zu 
rücken“. Wer nämlich glaubt, Beschäftigte 
beim Staat haben auf Lebenszeit einen 
sicheren Arbeitsplatz, zählen zu den Spit-
zenverdiener*innen und haben bereits jetzt 
für ihren Ruhestand ausgesorgt, der irrt. 
Prekäre Arbeit, wie zum Beispiel Befristung, 
ist gerade bei öffentlichen Arbeitgebern 
weit verbreitet. Bisher nicht geschlossen 
war auch die Lücke zwischen den Löhnen 
und Gehältern im öffentlichen Dienst und 

den Löhnen und Gehältern in anderen 
Branchen. Gegenüber dem Jahr 2000  
sind die Einkommen der Beschäftigten bei 
Bund und Kommunen um 53,4 Prozent 
gestiegen. In der Gesamtwirtschaft hin
gegen betrug das Plus in diesem Zeitraum 
57,2 Prozent, in der Metallindustrie sogar 
68,5 Prozent. Hier gilt es aufzuholen: Die 
abhängig Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst müssen ebenso wie andere Beschäf-
tigtenbereiche an der langfristigen gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben. 
Dafür braucht es deutliche Lohnsteigerun-
gen, die mithelfen, die Lücke gegenüber 
anderen Branchen zu verringern. Das ist 
wichtig, um als attraktiver Arbeitgeber 
weiterhin qualifizierte Fachkräfte an sich  
zu binden.
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3)	�VON DER FORDERUNGSDISKUSSION 
BIS ZUR TARIFEINIGUNG

	� Wie entsteht ein Tarifvertrag –  
und wie kannst Du Dich einbringen?

Ein kurzer Exkurs zum Tarifvertrag im 
Allgemeinen:

Gewerkschaften schließen Tarifverträge ab. 
Und das nicht erst seit gestern. Arbeiter*
innen haben im 19. Jahrhundert Gewerk-
schaften genau dafür gegründet, um nicht 
alleine dem Arbeitgeber gegenüber zu 
stehen, sondern gemeinsam bessere Ein-
kommens- und Arbeitsbedingungen durch-
setzen zu können. Verhandelt wird mit 
dem jeweiligen Arbeitgeber oder mit dem 
Zusammenschluss mehrerer Arbeitgeber, 
dem Arbeitgeberverband. Im Tarifvertrag 
halten Gewerkschaften und Arbeitgeber 
das Ergebnis schriftlich fest.

Während Tarifverträge früher in erster  
Linie den „Tarif“, also die Bezahlung der 
Beschäftigten, regelten, sind sie heute um 
einiges umfangreicher. Beispielsweise bei 
den allgemeinen Arbeitsbedingungen, zu 
denen u.a. die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit, der Anspruch auf Erholungsur-
laub und Arbeitsbefreiung oder Regelun-
gen zur Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses zählen. Diese „Rahmenbedingungen“ 
werden in einem Rahmen- oder Mantel
tarifvertrag festgehalten. Die Bezahlung, 
also das Tabellenentgelt und weitere Ent-
geltbestandteile (wie Zulagen oder die Jah-
ressonderzahlung) sind oft in einem Ent-
gelttarifvertrag geregelt. Der Grund? Über 

die Höhe des Entgelts muss regelmäßig, 
alle ein bis zwei Jahre, verhandelt werden. 
Der Manteltarifvertrag hingegen wird selte-
ner verhandelt und kann daher eine län-
gere Laufzeit haben. Getreu dem Motto: 
„Was man hat, das hat man.“ Im öffent
lichen Dienst sind diese Regelungsarten in 
einem Werk zusammengefasst – liest sich 
einfacher. Dafür haben aber die Entgelt
regelungen entsprechend der vereinbarten 
Laufzeit auch andere Kündigungsfristen.

Tarifverträge gelten zwingend und unmit-
telbar wie ein Gesetz nur für die Mitglieder 
der vertragsschließenden Gewerkschaft. 
Ein Arbeitgeber, der Mitglied im unter-
zeichnenden Arbeitgeberverband ist, muss 
den Tarifvertrag für die ver.di-Mitglieder 
anwenden. Nur wer Mitglied der unter-
zeichnenden Gewerkschaft ist, hat unmit-
telbaren Anspruch auf die Leistungen aus 
dem Tarifvertrag. Wer sich darauf ausruhen 
will, dass sein Arbeitgeber einen geltenden 
Tarifvertrag bei allen Beschäftigten anwen-
det, dem sei gesagt: Dieses „Entgegen-
kommen“ ist freiwillig! 

Und wichtig ist: Je mehr Beschäftigte Mit-
glied der Gewerkschaft sind, umso bessere 
Regelungen können durchgesetzt werden. 
Wenn niemand in der Gewerkschaft wäre, 
könnten die Arbeitgeber wieder einseitig 
die Arbeits- und Bezahlungsbedingungen 
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bestimmen. Denn Dein Interesse ist nicht 
das Interesse Deines Arbeitgebers, auch 
wenn es ein öffentlicher Arbeitgeber ist:

AM ANFANG DES NEUEN STEHT

DAS ENDE DES ALTEN:

ENDE DER LAUFZEIT UND

KÜNDIGUNG DES TARIFVERTRAGES.

Tarifverträge haben grundsätzlich eine 
bestimmte Laufzeit, die festlegt, wann der 
Tarifvertrag oder eine einzelne Regelung 
frühestens gekündigt werden kann. Das 
schafft Planungssicherheit auf beiden 
Seiten. Die Tabellenentgelte für Bund und 
Kommunen (die allgemeine Entgelttabelle, 
die Entgelttabellen für den Sozial- und 
Erziehungsdienst, für den Pflegedienst, für 
die Versorgungsbetriebe, den öffentlichen 
Nahverkehr) sowie die Entgelte für die Aus-
zubildenden, Schüler, Studenten und Prak-
tikant*innen sind zum 31. August 2020 
kündbar. Mit der Kündigung der Entgelt
tabellen hat die BTK ö.D. am 18. Juni 2020 
den Startschuss für die Tarif- und Besol-
dungsrunde gegeben. Jetzt laufen die Vor-
bereitung der Tarifrunde und die Diskussion 
in allen Dienststellen; was wollen wir for-
dern und wie wollen wir unsere Forderun-
gen durchsetzen. Nach dem Ende der 
Laufzeit am 31. August 2020 sind wir für 
die Entgeltforderungen auch arbeitskampf-
fähig. Dafür wollen wir uns gemeinsam 
bereitmachen.

Doch keine Sorge: Auch wenn die Entgelt-
regelungen gekündigt sind – Geld gibt’s 
trotzdem weiterhin. Die „Nachwirkung“ 
sorgt dafür, dass die gekündigten Regelun-
gen solange weitergelten, bis ein neuer 

Tarifabschluss erzielt wird. Das gilt aller-
dings nur für Gewerkschaftsmitglieder,  
die bereits vor dem Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Kündigung (also am  
31. August 2020) bei demselben Arbeit
geber beschäftigt waren.

ALLES ANDERE ALS EIN

WUNSCHKONZERT: 

DIE FORDERUNGSDISKUSSION.

Unsere ver.di-Mitglieder sind gefragt:  
Was und in welcher Höhe soll gefordert 
werden? Deshalb ist es wichtig, dass die  
in ver.di organisierten Kolleg*innen auf 
Versammlungen in den Betrieben und 
Dienststellen darüber diskutieren, welche 
Forderungen sie an die Arbeitgeber richten 
wollen. Zwei Dinge sind dabei zu beach-
ten: Zum einen muss die Forderung grund-
sätzlich „arbeitskampffähig“ sein, d. h.  
es darf hierzu nicht bereits eine Regelung 
bestehen bzw. muss diese gekündigt sein – 
das ist Voraussetzung, dass wir unsere 
Forderungen nötigenfalls auch durch  
Streik durchsetzen können. Und, noch viel 
wichtiger: Wer etwas fordert, muss sich 
auch immer die Frage stellen, welche 
Bereitschaft es in den eigenen Reihen gibt, 
diese Forderung auch mit Nachdruck und 
im äußersten Fall mit Streik durchzusetzen!

Allerdings: Nicht jede Forderung, die vor 
Ort aufgestellt wird, schafft es in die Tarif-
runde. Die letzte Entscheidung liegt bei  
der Bundestarifkommission. Sie diskutiert 
die Forderungsempfehlungen aus den 
ver.di-Bezirken und -Landesbezirken, fasst 
die Diskussion zusammen und beschließt 
eine gemeinsame Forderung, die bundes-
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weit gilt. Für diese Forderung gilt es, 
gemeinsam aktiv zu werden und zu 
kämpfen!

UND JETZT? 

DIE ZEIT BIS ZUM BEGINN

DER TARIFVERHANDLUNGEN.

Bevor die Verhandlungen beginnen, muss 
die Zeit genutzt werden, um in den Betrie-
ben und Dienststellen sowie in der Öffent-
lichkeit auf unsere Forderungen aufmerk-
sam zu machen. Das heißt, im Rahmen  
von gemeinschaftlichen Aktionen weitere 
Mitstreiter*innen im Betrieb, aber auch 
Unterstützer*innen in der Öffentlichkeit  
zu gewinnen. Gerade jetzt unter den Ein-
schränkungen der Corona-Pandemie ist 
Kreativität gefragt! Bisher ließen sich Mit-
tagspausen nutzen, um Kolleg*innen in 
einer Pausen-Aktion, z. B. in der Kantine, 
zu informieren und zu interessieren, damit 
wir auch auf ihre Unterstützung und Betei-
ligung zählen können. Dazu gehört auch, 
sie aus guter Überzeugung für eine Mit-
gliedschaft in ver.di zu gewinnen! Wir wer-
den gemeinsam überlegen, wie wir dies in 
diesem Jahr machen können. Deine Ideen 
sind gefragt.

MANEGE FREI!

DIE TARIFVERHANDLUNGEN

BEGINNEN.

Die Entgeltrunde Bund und Kommunen 
2020 bedeutet Verhandlungen in Zeiten 
von Corona. Wie in den vorangegangenen 
Tarifrunden sind vorerst drei Verhandlungs-
termine angesetzt. Der Verhandlungsauf-
takt ist am 1. September 2020. An diesem 
ersten Termin, an dem Gewerkschaften 
und Arbeitgeber zusammenkommen, gab 
es in der Vergangenheit in der Regel wenig 
Bewegung. Und dennoch ist der Auftakt 
von Bedeutung. Denn bereits zu diesem 
Zeitpunkt sind wir gefordert zu zeigen, 
dass wir gemeinschaftlich und entschlossen 
hinter unseren Forderungen stehen! Es  
ist ein guter Ersteindruck gegenüber den 
Arbeitgebern und wichtig für die weiteren 
Verhandlungen, wenn wir schon im Vorfeld 
in den Betrieben und Dienststellen aktiv 
waren und uns am Tag des Verhandlungs-
auftakts am Verhandlungsort blicken lassen! 

Denn eins ist klar: Allein am Verhandlungs-
tisch werden wir unsere Forderungen nicht 
durchsetzen können. Für unseren Erfolg 
braucht es die Unterstützung jeder einzel-
nen Kollegin und jedes einzelnen Kollegen!

Die weiteren Verhandlungstermine sind  
der 19. – 20. September 2020 und der  
22. – 23. Oktober 2020.

Zwischen den Verhandlungsterminen ist es 
gängige Praxis, dass ver.di – in Abhängig-
keit vom Verlauf der bisherigen Verhand-
lungen – zu Warnstreiks aufruft. Der Streik 
ist das wichtigste Mittel der Beschäftigten, 
ihren Forderungen auch Nachdruck zu ver-
leihen, Entschlossenheit zu demonstrieren 
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und „Schwung“ in die weiteren Verhand-
lungen zu bringen. Darauf stellen wir  
uns auch in dieser Tarifrunde wieder ein. 
Die Vorbereitung hat bereits begonnen.

EIN ERGEBNIS –

ODER KEIN ERGEBNIS?

Sind die anberaumten Verhandlungen 
beendet, gibt es zwei Möglichkeiten:

A) Keine Einigung und  
somit auch kein Ergebnis. 
Und nun?

Eine Möglichkeit ist es, einen weiteren 
Verhandlungstermin zu vereinbaren. Das 
haben wir auch schon mal gemacht. Doch 
häufig sind zu diesem Zeitpunkt alle Argu-
mente ausgetauscht. Dann müssen die 
Arbeitgeber mit anderen Mitteln überzeugt 
werden und alle Zeichen stehen auf Streik. 
Denn Tariffragen sind Machtfragen! 

Ein weiterer Versuch der Einigung:  
Die Schlichtung.

Bevor wir versuchen, unsere Ziele mit 
einem unbefristeten Arbeitskampf zu errei-
chen, kann in den Tarifrunden mit Bund 
und VKA von beiden Seiten die Schlichtung 
angerufen werden. Wenn eine Seite die 
Schlichtung anruft, muss sich die andere 
Seite auf das Verfahren einlassen. Von bei-
den Seiten wird jeweils ein*e Schlichter*in 
benannt. Die Schlichter*innen bemühen 
sich, gemeinsam mit den Schlichtungs
kommissionen der Arbeitgeber und der 
Gewerkschaften, zu einer von beiden Sei-
ten getragenen Schlichtungsempfehlung 
zu kommen. Bei einer Kampfabstimmung  

ist nur einer der beiden Schlichter stimm-
berechtig. Das wechselt von Schlichtung  
zu Schlichtung. Gibt es kein Einvernehmen, 
gibt die Stimme der stimmberechtigten 
Schlichter*innen den Ausschlag. Da bei der 
letzten Schlichtung das Stimmrecht beim 
Schlichter der Arbeitgeberseite lag, ist im 
Falle einer Schlichtung in dieser Tarifrunde 
die ver.di-Seite dran.

Die Schlichtungsempfehlung hat keine 
bindende Wirkung. Anders als während 
der Verhandlungen herrscht während der 
Schlichtung Friedenspflicht: Arbeitskampf-
maßnahmen sind auf beiden Seiten unter-
sagt.

Die Tarifvertragsparteien sind verpflichtet, 
innerhalb von drei Tagen die Verhand
lungen auf Grundlage der Schlichtungs-
empfehlung wiederaufzunehmen. 

Verhandlungen oder Schlichtung 
gescheitert: Streik!

Wenn wir in den Verhandlungen keine Eini-
gung erzielen können, ist der Arbeitskampf 
das letzte Mittel, um unseren Forderungen 
durchzusetzen. 

Ob ein Streik ausgerufen werden soll, 
entscheiden die ver.di-Mitglieder in einer 
Urabstimmung. Mehr als 75 Prozent der  
ver.di-Mitglieder, die unter den umkämpf-
ten Tarifvertrag fallen, müssen sich bei  
der Urabstimmung für einen Streik aus-
sprechen. Das bedeutet dann:

Wir sind jetzt also im Ausstand!  
Wir, die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, sind im Streik! 
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Ein kleiner Exkurs zum Arbeitskampf

Die Rechtsprechung zu Arbeitskämpfen 
passt nicht in diese Broschüre. Die gesetz
liche Grundlage hingegen kommt mit drei 
Zeilen aus:

„Das Recht, zur Wahrung und Förderung 
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann 
und für alle Berufe gewährleistet.“ 
(Artikel 9 Abs. 3 Grundgesetz)

Beschäftigte dürfen sich zur Verbesserung 
ihrer Arbeitsbedingungen einer Vereini-
gung (Gewerkschaft) anschließen (Koaliti-
onsfreiheit). Auf Grundlage dieses Artikels 
des Grundgesetzes hat das Bundesarbeits-
gericht höchstrichterlich entschieden, dass 
Streik ein legitimes und auch das einzige 
Mittel ist, mit dem die Beschäftigten ihre 
Interessen durchsetzen können. Alles 
andere wäre nichts weiter als „kollektives 
Betteln“.

Das ist für Dich aber nur wichtig als Hinter-
grundwissen. Um das Rechtliche kümmert 
sich ver.di. Sobald die Gewerkschaft zum 
Streik aufruft, sind die Beschäftigten berech
tigt, die Arbeit niederzulegen. Und das gilt 
auch für Auszubildende, soweit sie von 
den Tarifverhandlungen betroffen und zum 
Streik aufgerufen sind. Da während eines 
Streiks kein Anspruch auf Entgeltzahlung 
besteht, zahlt die Gewerkschaft ver.di ihren 
Mitgliedern aus der solidarisch finanzierten 
Streikkasse eine Streikunterstützung. 

Die Verhandlungen können jederzeit fort-
gesetzt werden. Der Streik wird dann für 
die Dauer der Verhandlungen ausgesetzt. 
Kommt bei den weiteren Tarifverhandlun-
gen ein Verhandlungsergebnis zustande, 
müssen die Mitglieder erneut ihr Votum 

abgeben. Bei dieser zweiten Urabstimmung 
müssen sich mindestens 25 Prozent der 
Mitglieder für die Annahme des Verhand-
lungsergebnisses aussprechen. Ist dies der 
Fall, wird auch der Streik beendet. Warum 
25 Prozent? Die für die Fortsetzung des 
Streiks erforderlichen 75 Prozent sind dann 
ja nicht mehr vorhanden.

B) Einigung auf ein 
Verhandlungsergebnis

Über die Annahme eines Verhandlungs
ergebnisses entscheidet die Bundestarif-
kommission. Dies jedoch nicht, ohne vor-
her die Meinung der Mitglieder eingeholt 
zu haben. Im Rahmen einer Mitglieder
befragung wird das Ergebnis vorgestellt 
und mit den Kolleg*innen diskutiert.  
Die ver.di-Mitglieder entscheiden, ob das 
Tarifergebnis angenommen werden soll, 
oder ob sie zur Erreichung eines besseren 
Ergebnisses zum unbefristeten Streik  
bereit sind.

Erst nach der Mitgliederbefragung ent-
scheidet die Tarifkommission über die 
endgültige Annahme des Verhandlungs
ergebnisses.

Der Tarifkonflikt ist damit beendet. 
Unsere Aufgabe ist es dann, den Tarif­
erfolg in den Betrieben und Verwaltun­
gen auch entsprechend umzusetzen! 
Hier sind die Personal- und Betriebs­
räte – mit Unterstützung ihrer Gewerk­
schaft – in der Verantwortung, die 
Einhaltung der Tarifregelungen im  
Blick zu behalten und nötigenfalls 
einzufordern.
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4)	�WAS REGELT DER TARIFVERTRAG?  
UND WAS STEHT EIGENTLICH IM GESETZ?

Tarifverträge kommen in der Rangfolge  
der unterschiedlichen Rechtsnormen in 
Deutschland nach den Gesetzen und vor 
der Betriebs- oder Dienstvereinbarung  
und dem Einzelarbeitsvertrag.

Daraus ergibt sich folgende Logik:  
Das Gesetz steht über dem Tarifvertrag.  
Ein Tarifvertrag kann folglich nicht gegen 
eine Mindestregelung im Gesetz verstoßen. 
Eine Regelung im Tarifvertrag, die schlech-
ter ist als die gesetzliche, ist nichtig. Besser 
geht jedoch immer, d.h. das „Günstig-
keitsprinzip“ erlaubt es, im Tarifvertrag 
eine Regelung zu treffen, die über dem 
Niveau des Gesetzes liegt. Damit ersetzt 
der Tarifvertrag für die Gewerkschafts
mitglieder die Gesetzesnorm und ist  

„nach unten“ bindend. Eine Klausel z. B. 
im Arbeitsvertrag eines Gewerkschafts
mitglieds, die das Niveau der Tarifregelung 
unterläuft, hat ebenso keinen Bestand.

Da die Gesetzgebung also Mindest
standards für die Arbeitsbedingungen 
bestimmt, können durch Tarifvertrag bes-
sere Regelungen vereinbart werden – 
vorausgesetzt natürlich, die Gewerkschaft 
ist aufgrund eines hohen Organisations
grades entsprechend durchsetzungsfähig. 
Das ist das überzeugendste Argument 
gegenüber dem Arbeitgeber!

Nachfolgend eine Auswahl an gesetzlichen 
Regelungen in Gegenüberstellung zur 
Vereinbarung im TVöD.

GEGENSTAND GESETZ TVöD

Regelmäßige  
wöchentliche  
Arbeitszeit

Arbeitszeitgesetz 
max. 48 Stunden je Woche

39 Stunden je Woche bei Bund und  
Kommunen (West) und 40 Stunden  
bei Kommunen (Ost)

Erholungsurlaub Bundesurlaubsgesetz 
24 Tage Werktage (bei 6-Tage-
Woche) entsprechend 20 
Arbeitstage bei 5-Tage-Woche

30 Arbeitstage je Jahr 
(bei 5-Tage-Woche)

Ausbildungs- 
vergütung

Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
„angemessene Vergütung“,  
jährlich steigend

Auszubildende nach dem BBiG von  
1.018,26 Euro* (1. Ausbildungsjahr) 
bis 1.177,59 Euro* (4. Ausbildungsjahr)

Jahressonder- 
zahlung

Keine Regelung z. B. 79,51 % vom Monats-Brutto  
in den Entgeltgruppen 1 – 8  
(VKA – Tarifgebiet West)

*Stand seit 01.03.2019
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5)	�TARIFFOLKLORE ODER: 
WARUM DENN SCHON WIEDER?

	 Ziele gewerkschaftlicher Lohnpolitik

Gewerkschaftliche Lohnpolitik ist keine 
Tariffolklore, sondern hat gleich mehrere 
gute Gründe!

Grundsätzlich schützt ein Tarifvertrag die 
einzelnen Beschäftigten vor der Willkür  
des Arbeitgebers und entfaltet damit auch 
für die Gesellschaft insgesamt eine positive 
Wirkung. Abgesehen von dieser grundsätz-
lichen Schutzfunktion setzen Tarifverträge 
auch dem Wettbewerb um den billigsten 
Lohn und damit um die billigsten Arbeits-
kräfte deutliche Schranken. Wenn Tarif
verträge für eine ganze Branche für allge-
meinverbindlich erklärt werden und somit 
für alle Unternehmen dieser Branche gel-
ten, können die Unternehmen nicht mehr 
über immer niedrigere Löhne konkurrieren, 
die sie ihren Beschäftigten zahlen. Statt-
dessen müssen sie sich über die Qualität 
der Produkte und Dienstleistungen und 
guten Service behaupten. Und noch was: 
Tarifverträge sind manchmal auch Vorreiter 
für die Gesetzgebung. Vieles, was wir 
heute als selbstverständlich aus Gesetzen 
kennen, wurde erstmals in einem Tarifver-
trag geregelt. Bezahlter Urlaub? – Bis 1945 
nur in Tarifverträgen geregelt. Gesetzlicher 
Kündigungsschutz? – Geht auf eine Verein-
barung zwischen den Gewerkschaften  
und den Arbeitgeberverbänden von 1950 
zurück. Sechs Wochen Lohnfortzahlung  
im Krankheitsfall? – Eine Tarifregelung, 
die sogar erst 1969 für alle Gesetz wurde.

Aber warum denn „alle Jahre wieder“ 
Tarifverhandlungen?

Die Regelmäßigkeit, in der die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes wie auch  
aus anderen Branchen in Tarifverhand
lungen eine Entgelterhöhung fordern, 
erklärt sich so: 

Jedes Jahr verändern sich wirtschaftliche 
Kennzahlen. Daher muss sich auch im 
Portemonnaie was tun. In den meisten 
Jahren wächst die Wirtschaft, gleichzeitig 
werden Waren und Dienstleistungen teurer, 
dadurch verliert unser Geld an Wert 
(Inflation). So kann es dazu kommen, dass 
Beschäftigte ohne jährliche Lohnerhöhung 
im nächsten Jahr mit der gleichen Menge 
Geld weniger kaufen können. Es geht  
also nicht immer darum, „mehr Geld“ zu 
bekommen – sondern auch darum, zu 
vermeiden, dass sich weniger Geldwert  
im Portemonnaie befindet!

Wenn die Wirtschaft von Jahr zu Jahr 
wächst, gibt es außerdem immer mehr zu 
verteilen. Dabei dürfen die Arbeitnehmer*
innen nicht zu kurz kommen: Schließlich 
sind sie es, die den Wohlstand in unserem 
Land erwirtschaften.

Für die Attraktivität von Arbeitsplätzen  
ist aber nicht nur die Vergütung entschei-
dend. Fachkräfte machen ihre Entschei-
dung, wo sie zukünftig arbeiten, immer 
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mehr von Kriterien wie Work-Life-Balance, 
Länge und Gestaltung der Arbeitszeit, 
Selbstbestimmtheit (z. B. Möglichkeit eines 
Homeoffice), Qualifikationsmöglichkeiten, 
Gesundheitsförderung und Zusatzleistun-
gen (z. B. Jobticket) abhängig. Damit der 
öffentliche Dienst von dieser Entwicklung 
nicht abgekoppelt wird und weiterhin  
ein attraktiver Arbeitgeber bleibt, haben 
Forderungen zu diesen Themen zuletzt 
ebenfalls immer mehr Raum in unseren 
Tarifrunden eingenommen.

Teilhabe am Wachstum und  
steigender Produktivität

In der Regel wächst die Wirtschaft Jahr  
für Jahr und die Arbeitsproduktivität steigt.  
Die Produktivität steigt, wenn die Beschäf-
tigten in der gleichen Zeit mehr Waren 
oder Dienstleistungen schaffen oder für 
eine gleiche Menge an Waren oder Dienst-
leistungen weniger Zeit benötigen. Es gibt 
also langfristig immer mehr zu verteilen. 
Dabei dürfen die Arbeitnehmer*innen 
nicht zu kurz kommen: Schließlich sind sie 
es, die den Wohlstand in unserem Land 
erwirtschaften.

Der öffentliche Dienst trägt maßgeblich zu 
Wachstum und Wohlstand in Deutschland 
bei. Er schafft die Bedingungen für eine 
funktionierende Wirtschaft und ermöglicht 

WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG 
IM ZEICHEN VON CORONA
Bruttoinlandsprodukt in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2020/21: IMK und Sachverständigenrat
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somit auch Umsatz und Profit in der Privat-
wirtschaft. Das hat sich in diesem Jahr in 
der Krise ganz besonders gezeigt.

Die Summe aller Waren und Dienstleistun-
gen – das sogenannte reale Bruttoinlands
produkt (BIP) – wuchs in Deutschland 
zuletzt um 1,5 Prozent (2018) und 0,5 Pro-
zent (2019). 

Die Prognosen für die aktuelle Entwicklung 
weisen angesichts der Folgen der Corona-
Krise noch immer eine beträchtliche Band-
breite auf. Dies gilt für das laufende Jahr 
2020 und vor allem für 2021. Sicher ist: 
Die Maßnahmen, die zur Belebung der 
Konjunktur getroffen werden, mildern den 
wirtschaftlichen Einbruch ab. Das Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
schätzt, dass das Wirtschaftswachstum in 
diesem Jahr durch das Konjunkturpaket  
der Bundesregierung um 1,4 Prozent besser 
ausfällt und 200.000 Menschen weniger 
ihre Arbeit verlieren als ohne die Maßnah-
men zur Stabilisierung. Das Konjunktur
paket der Bundesregierung geht also in die 
richtige Richtung. Und der Rettungsschirm 
für die Kommunen ermöglicht einen Hand-
lungsspielraum für dringend notwendige 
Zukunftsinvestitionen.

In den jüngsten Prognosen vom 23. bzw. 
30. Juni 2020 sind der Sachverständigenrat  
der Bundesregierung und das Institut  
für Makroökonomie- und Konjunkturfor-
schung an der Hans-Böckler-Stiftung mit 
ihrer Prognose für 2020 recht nah beiein-
ander: Der erste prognostiziert ein Minus 
von 6,5 Prozent und das IMK von 6,2 Pro-
zent. Für 2021 erwartet das IMK ein Plus 
von 3,8 Prozent, der Sachverständigenrat 
ist optimistischer und schätzt das Plus  

auf 4,9 Prozent. Zur Zeit gibt es aber auch 
noch etwas pessimistischere Prognosen.  
So erwartet das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung ohne Berücksichti-
gung des Konjunkturpakets einen Wirt-
schaftseinbruch in diesem Jahr von  
über 9 Prozent.

Einig sind sich die Wirtschaftsforscher*
innen, dass das Wachstum 2021 nicht aus-
reichen wird, um den Einbruch von 2020 
auszugleichen. Dies wird erst für 2022 
erwartet.

Ausgleich von Preissteigerung

Ein Ziel gewerkschaftlicher Lohnpolitik  
ist der Ausgleich von gestiegenen Verbrau-
cherpreisen – der Inflationsausgleich. Wenn 
die Inflationsrate niedrig ist, wirken sich 
Entgelterhöhungen besonders positiv aus. 
In den letzten Jahren lag die Inflationsrate 
bei 1,5 bis 2,0 Prozent. Knapp 2,0 Prozent 
ist das Ziel, das die Europäische Zentral-
bank auch anstrebt. In Krisenzeiten 
schwankt mit der wirtschaftlichen Entwick-
lung auch die Inflationsrate. Für 2020 
prognostizieren der Sachverständigenrat 
bzw. das IMK eine Steigerung der Verbrau-
cherpreise zwischen 0,5 und 0,6 Prozent. 
Für 2021 bewegt sie sich langsam wieder 
Richtung Normalität mit einer erwarteten 
Rate von 1,3 bis 1,6 Prozent.

Damit sich Beschäftigte nach einer Entgelt
erhöhung auch mehr leisten können als 
vorher, müssen prozentuale Erhöhungen 
vereinbart werden, die deutlich oberhalb 
der prognostizierten Inflationsrate liegen.
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Der verteilungsneutrale Spielraum

Bei den Tarifforderungen von ver.di und 
anderen Gewerkschaften spielt der so 
genannte „verteilungsneutrale Spielraum“ 
eine zentrale Rolle. Er beziffert jenen Wert, 
um den die Löhne und Gehälter binnen 
eines Jahres steigen müssen, damit die 
Verteilung des Volkseinkommens zwischen 
Arbeit und Kapital (und damit die Lohn-
quote) exakt gleichbleibt. Der Anteil der 
Beschäftigten am gesamtwirtschaftlichen 
Kuchen bleibt dann unabhängig von der 
Größe des Kuchens gleich – die erzielten 
Entgelterhöhungen sind somit verteilungs-
neutral. Berechnet wird der verteilungs
neutrale Spielraum als Summe aus der jähr-
lichen Preissteigerung sowie dem jährlichen 
Wachstum der Arbeitsproduktivität im 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt.

In Zeiten mit solchen außergewöhnlichen 
Krisen wie der jetzigen ist der verteilungs-
neutrale Spielraum wegen großer Schwan-
kungen kein gutes Orientierungsmaß. 
Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung 
wie Kurzarbeit sind die Ursache dafür, dass 
die Produktivitätsentwicklung zurückgeht, 
um anschließend in der wirtschaftlichen 
Erholungsphase umso stärker zu steigen. 
Bei schwacher Nachfrage sinkt auch die 
Inflationsrate und zieht erst in der Erholung 
wieder an. Studieren lässt sich dies an  
der großen Krise vor zehn Jahren: Der 
verteilungsneutrale Spielraum lag 2009  
mit 2,7 Prozent im Minus! In den beiden 
Jahren darauf war er mit 3,4 Prozent  
bzw. fast 5,0 Prozent deutlich über dem 
Durchschnitt „normaler“ Jahre. 

NEUTRALER VERTEILUNGSSPIELRAUM 
UND LOHNENTWICKLUNG

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, WSI-Tarifarchiv
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Auch für das Jahr 2020 erwarten die Wirt-
schaftsforschungsinstitute mit einer Inflati-
onsrate von 0,5 bis 0,6 Prozent und einem 
Rückgang der Arbeitsproduktivität von  
1,0 bis 2,4 Prozent einen negativen Wert 
für den verteilungsneutralen Spielraum. 
2021 soll er wieder deutlich höher liegen:

2020 2021

Inflationsrate + 0,5 bis + 0,6 % + 1,3 bis + 1,6 %

+ Produktivität − 2,4 bis − 1,0 % + 1,8 bis + 2,0 %

= Verteilungs­
neutraler 
Spielraum

− 1,9 bis − 0,4 % + 3,1 bis + 3,6 %

In den letzten beiden Jahren sind den 
Gewerkschaften Tarifabschlüsse gelungen, 
die im jährlichen Durchschnitt zu Lohnstei-
gerungen oberhalb des verteilungsneutra-
len Spielraums führten. So stiegen die Tarif-
löhne und -gehälter 2019 um 2,9 Prozent, 
während der verteilungsneutrale Spielraum 
nur 1,5 Prozent betrug. 2017 dagegen 
wurde der Spielraum von 3,1 Prozent  
mit Tarifabschlüssen von durchschnittlich  
2,4 Prozent nicht ausgeschöpft.

Umverteilung

Gerechtigkeit ist ein Grundwert gewerk-
schaftlichen Handelns. Gerechtigkeit auch 
mit Blick auf die Verteilung von Gewinnen 
und Vermögen.

In den letzten Jahren sind die Entgelte von 
Arbeitnehmer*innen zwar wieder stärker 
gestiegen und zuletzt sind die Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
sogar leicht gesunken und werden infolge 
der Krise sicherlich stärker einbrechen. 
Bisher haben sich Profite nach Krisen aller-

dings immer sehr schnell wieder erholt.  
Im längerfristigen Trend klafft gesamtwirt-
schaftlich bei der Entwicklung von Löhnen 
auf der einen Seite sowie Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen auf der ande-
ren Seite weiterhin eine Lücke – und zwar 
zum Nachteil der Beschäftigten. Während 
die Unternehmens- und Vermögensein-
kommen in den Jahren von 2000 bis 2019 
um 26 Prozent gestiegen sind, verzeichne-
ten die Entgelte der Arbeitnehmer*innen 
pro Stunde lediglich ein Plus von 10 Pro-
zent. 

Um an dieser Verteilungsungerechtigkeit 
etwas zu ändern, müssen weiterhin 
Entgelterhöhungen von den Beschäftigten 
erkämpft werden, die oberhalb der Summe 
aus Inflationsrate und Produktivitätssteige-
rung liegen – oberhalb des sogenannten 
verteilungsneutralen Spielraums.

Stärkung der Binnenkonjunktur

Gute Tarifabschlüsse stärken die Kaufkraft 
und somit auch die Wirtschaft im Land.

Die Wirtschaft wächst, wenn die Nachfrage 
nach Waren oder Dienstleistungen wächst. 
In den Jahren vor der Corona-Krise war  
die inländische Nachfrage wesentlicher 
Wachstumstreiber, während die Bedeutung 
des Außenhandels für das Wachstum 
abgenommen hat. Aktuell ist der Welt
handel infolge der Corona-Pandemie 
drastisch eingebrochen. 

Zur inländischen Nachfrage gehören die 
Staatsausgaben, die wegen der guten 
Finanzlage schon vor der Krise spürbar 
zugenommen hatten und nun durch das 
Konjunkturpaket spürbar zur Stabilisierung 
beitragen. Ausreichende Ausgaben für 
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öffentliche und soziale Dienstleistungen 
wie zum Beispiel gute Kinderbetreuung 
sowie für Investitionen in den ökologischen 
Umbau sind Ausgaben für unsere Zukunft! 
Und solche Ausgaben waren auch schon 
vor der Krise allemal besser angelegt als 
Sparen für die „Schwarze Null“, erst recht 
in Zeiten niedriger Zinsen. 

Der private Verbrauch gehört ebenso zur 
inländischen Nachfrage. Auch er ist dank 
der guten Lohnabschlüsse der letzten Jahre 
spürbar gewachsen. 

Weiterhin deutliche Lohnsteigerungen sind 
vor diesem Hintergrund wünschenswert, 
um die Binnennachfrage als Treiberin aus 
der Krise zu stützen. Durch höhere Löhne 
und Gehälter die Kaufkraft in Deutschland 
zu stärken, ist daher nicht nur gerecht, son-
dern auch wirtschaftspolitisch vernünftig. 

Die Stabilisierung der Binnennachfrage ist 
insbesondere in der jetzigen Situation von 
besonderer Bedeutung. Wenn Produktions- 
und Absatzproblem in Folge der Corona-
Krise auf Beschäftigung und Einkommen 
durchschlagen, kann die negative Entwick-
lung verstärkt werden. Zur Stabilisierung 
trägt zum Beispiel die Erhöhung des Kurz-
arbeitergeldes bei, die die Bundesregierung 
bereits auf den Weg gebracht hat. Auch 
eine direkte Stützung des Konsums –  
zum Beispiel durch den Kinderbonus von 
300 Euro pro Kind – kann sinnvoll sein. 
Entgegengetreten werden muss auf jeden  
Fall allem, was zu einer Senkung von 
Einkommen und Beschäftigung führen 
könnte.

SCHERE ZWISCHEN LOHN UND PROFIT
IMMER NOCH WEIT OFFEN

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen mit Verbraucherpreisindex, Inland, Juni 2020, 2000 = 100% gesetzt

                    

145 %

140 %

135 %

130 %

125 %

120 %

115 %

110 %

105 %

100 %

95 %

90 %

Preisbereinigte Entwicklung 2000 bis 2019

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

Arbeitnehmerentgelt 
je Stunde

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019



2222

6)	�DIE SITUATION DER 
ÖFFENTLICHEN HAUSHALTE

Bei Tarifverhandlungen in der Privatwirt-
schaft stehen die Forderungen der Beschäf-
tigten dem Interesse der Arbeitgeber an 
möglichst hohen Gewinnen gegenüber. 
Das Verhältnis von Lohn und Profit steht 
bei Verhandlungen mit öffentlichen Arbeit-
gebern nicht im Vordergrund. Doch Löhne 
und Gehälter der Beschäftigten im öffent
lichen Dienst müssen, wie alle Leistungen 
der öffentlichen Daseinsvorsorge, aus den 
öffentlichen Kassen finanziert werden. 
Regelmäßig versuchen sich die Arbeitgeber 
mit dem Argument „Die öffentlichen 
Kassen sind leer!“ aus der Verantwortung 
zu stehlen. Jetzt in der Krise mit wegbre-
chenden Einnahmen und riesigen zusätz-
lich nötigen Ausgaben meinen sie erst 
recht, damit auch die Mehrheit der Bevöl-
kerung auf ihrer Seite zu haben.

Doch dieses Argument kann grundsätzlich 
nicht überzeugen, weil Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst das gleiche Recht auf 
gute Bezahlung haben, wie alle anderen 
auch. Und auch um ein attraktiver Arbeit-
geber zu bleiben, sind gute Einkommen 
wichtig. 

Seit 2015 nahmen Bund, Länder und Kom-
munen insgesamt mehr ein, als sie ausge-
ben. Die Rekordüberschüsse lagen bei über 
60 Milliarden Euro im Jahr 2018 und über 
50 Milliarden Euro 2019, davon im letzten 
Jahr ein Plus von neun Milliarden Euro bei 
den Kommunen. Für das Krisenjahr 2020 
prognostiziert der Sachverständigenrat nun 
ein Defizit von knapp 200 Milliarden Euro 
und für 2021 erneut ein Defizit von fast 
140 Milliarden Euro.

Für die Zeit vor Corona ist richtig, dass 
manche Städte und Gemeinden trotz der 
guten wirtschaftlichen Entwicklung der 
letzten Jahre weiterhin verschuldet geblie-
ben sind. Dieses Problem ist aber nicht  
auf Kosten von Beschäftigten zu lösen. 
Gute Bezahlung muss für alle Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst gelten, egal  
wo sie arbeiten. Schlechtere Bedingungen 
in ärmeren Kommunen führen zu einer 
Spirale nach unten, die sie nur noch ärmer 
macht. Die höhere Verschuldung einiger 
Bundesländer und ihrer Städte und 
Gemeinden liegt in unterschiedlichen 
strukturellen Entwicklungen der Vergan-
genheit. Dagegen hilft nur eine Entlastung 
von den Altschulden, die von ver.di seit 
langem eingefordert wird, zuletzt im ver.di- 
Vorschlag für einen kommunalen Rettungs-
schirm. Auch der Bundesfinanzminister 
hatte die Entlastung von Altschulden vor-
geschlagen, in der Regierungskoalition 
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konnte sich diese Forderung für das Kon-
junkturpaket jedoch erneut nicht durch
setzen. Ein wesentlicher Grund dafür ist, 
dass die Kommunen selbst nicht gemein-
sam für die Forderung eintreten.

Umfangreiche Schuldenaufnahme trotz  
der grundgesetzlich verankerten Schulden-
bremse ist möglich durch eine Ausnahme-
regel für „Naturkatastrophen oder andere 
außergewöhnliche Notsituationen“. Dies 
gilt allerdings nicht für Kommunen. Daher 
hat die Bundesregierung im Konjunkturpa-
ket verschiedene Maßnahmen beschlossen, 
um Einnahmeausfälle und Mehrausgaben 
infolge der Krise auszugleichen. Dies 
betrifft 2020 vor allem einen Ausgleich  
der Ausfälle bei der Gewerbesteuer durch 

Bund und Länder. Zusätzliche Mittel stellt 
der Bund außerdem für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst, für den ÖPNV, für Kul-
tur und für Sportstätten zur Verfügung. 
Dauerhaft übernimmt der Bund außerdem 
einen größeren Teil der Kosten für Unter-
kunft und Heizung in der Grundsicherung. 
Künftig trägt der Bund bis zu 75 Prozent 
der Ausgaben und entlastet die Kommu-
nen damit um 3,4 Milliarden Euro jährlich. 

2021 werden für Bund, Länder und 
Gemeinden wieder steigende Steuerein-
nahmen erwartet. Nach der aktuellen Steu-
erschätzung vom Mai 2020 werden die 
Steuereinnahmen 2021 mit 793 Milliarden 
Euro nach dem Einbruch von 2020 wieder 
ungefähr die Höhe des Vorkrisenjahres 

STEUEREINNAHMEN IN DEUTSCHLAND

Quellen: Arbeitskreis Steuerschätzungen
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2019 erreichen. Auch die Städte und 
Gemeinden werden nach einem Rückgang 
ihrer Steuereinnahmen in diesem Jahr auf 
102 Milliarden Euro 2021 wieder das Vor-
krisenniveau von 115 Milliarden Euro errei-
chen. In welcher Höhe dennoch weitere 
Unterstützungsmaßnahmen für Kommu-
nen nötig werden, hängt von der wirt-
schaftlichen Entwicklung der kommenden 
Monate ab und wird in politischen Aus
einandersetzungen entschieden.

Wichtig ist in der jetzigen Situation, dass 
Bund, Länder und Gemeinden handlungs-
fähig bleiben. Sparen und Ausgaben 
kürzen wird die Krise noch vertiefen. 

Staatsschulden sind nicht grundsätzlich 
schädlich. Wenn die Wirtschaft wieder in 
Gang kommt, wird die Schuldenlast auto-
matisch leichter – wie nach der Krise von 
2009/2010. Je besser es jetzt gelingt, die 
Wirtschaft anzukurbeln, desto schneller 
wird Deutschland aus den Schulden ein-
fach herauswachsen. Die Behauptung, die 
jetzigen Maßnahmen seien nur möglich, 
weil zuvor die „Schwarze Null“ geherrscht 
habe, ist falsch. Auch künftige Generatio-
nen werden von den Schulden nicht belas-
tet. Sie würde es vielmehr hart treffen, 
wenn der Staat jetzt nicht gegensteuert 
und nicht in die Zukunft investiert.
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7)	TARIFPOLITISCHE THEMENFELDER
	 Denkanstöße für die Forderungsdiskussion 

Eine erste Diskussion zur möglichen Forde-
rung führte die Bundestarifkommission  
für den öffentlichen Dienst in ihrer Video-
sitzung am 18. Juni 2020. Sie hat für diese 
Tarifrunde keinen Forderungsrahmen for-
muliert, auch keine konkreten Empfehlun-
gen für die Forderungsdiskussion. Eine 
Orientierung hat die Diskussion aber sehr 
wohl ergeben: Applaus ist schön und gut, 
reicht aber nicht! Wir halten den Laden am 
Laufen, wir übernehmen Verantwortung – 
jetzt seid ihr dran! Im Mittelpunkt wird  
die finanzielle Anerkennung der Arbeit  
der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
stehen. Dazu kommen weitere aktuell 
anstehende Themenfelder.

Einkommenssteigerung durchsetzen

Qualität hat ihren Preis. Das wissen wir  
aus dem täglichen Leben. Auch die Quali-
tät öffentlicher Dienstleistungen hat ihren 
Preis. Die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes erbringen täglich wichtige Leis-
tungen für unsere gesamte Gesellschaft. 
Diese hochwertigen und unverzichtbaren 
Leistungen haben ihren Preis.

Applaus reicht nicht.  
Wertschätzung geht anders.

Wie hoch muss eine Tarifforderung sein, 
damit der öffentliche Dienst weiterhin ein 
attraktiver Arbeitgeber bleibt? Damit die 
Beschäftigten nicht von der allgemeinen 
Einkommensentwicklung abgekoppelt wer-
den und der Nachholbedarf aus den letz-

ten zwanzig Jahren endlich erledigt wird? 
Darüber werden wir gemeinsam diskutie-
ren. Darüber kannst Du jetzt mit Deinen 
Kolleg*innen diskutieren.

Übernahme von Auszubildenden

Ausbildungsvergütung muss unabhängig 
machen. Ausbildungsbedingungen müssen 
attraktiv sein. Dann entscheiden sich junge 
Menschen für eine berufliche Zukunft im 
öffentlichen Dienst. Dann kann der öffent-
liche Dienst die anstehenden demografi-
schen Herausforderungen lösen.

Wer als die Betroffenen selbst kann besser 
wissen, was notwendig ist, um die Jugend 
für den öffentlichen Dienst zu begeistern? 
Die Diskussion zu den Jugendforderungen 
führt die ver.di Jugend selbst. Dafür haben 
wir eine eigene Jugendtarifkommission 
öffentlicher Dienst. Die jungen Kolleg*
innen bringen ihre Forderung in die Bun-
destarifkommission öffentlicher Dienst ein. 
Und setzen sie dann auch, wie schon in  
der Vergangenheit, selbstbewusst in der 
Tarifauseinandersetzung durch.

Nach und nach konnten durch den Einsatz 
der ver.di Jugend in den Tarifrunden die 
Ausbildungsbedingungen immer weiter 
verbessert werden. 2018 setzte sie laut-
stark in der Tarifrunde die Erhöhung des 
Urlaubs für alle auf 30 Tage durch. Auch 
die Auszubildenden in schulischen Gesund-
heitsberufen waren nicht zu übersehen 
und zu überhören. Sie erhalten daher  
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seit 2019 eine Ausbildungsvergütung.  
Im Januar dieses Jahres konnten die aus
bildungsintegrierten dualen Studiengänge 
tariflich geregelt werden. Aber es gibt 
immer mehr Schulabgänger, die ein duales 
Studium aufnehmen wollen. Für Studie-
rende in praxisintegrierten dualen Studien-
gängen haben wir noch keine tariflichen 
Regelungen. Das wollen und müssen  
wir ändern, damit der öffentliche Dienst 
kein noch größeres Fachkräfteproblem 
bekommt.

In der aktuellen Tarifrunde stehen wie in 
den letzten Tarifrunden auch wieder ver-
lässliche Regelungen zur Übernahme von 
Auszubildenden auf der Forderungsliste  
der Jugendtarifkommission. Wir konnten 
zwar in den letzten Tarifrunden Übernah-
meregelungen durchsetzen, diese sind  
aber immer nur für die Laufzeit des Tarif
abschlusses befristet.

Mehr Infos von unserer lautstarken  
Jugend findest Du hier: tarifrebellion.de

Arbeitszeit

Im 30. Jahr der deutschen Einheit sollte 
auch im Tarifbereich der VKA endlich die 
Angleichung der Arbeitszeit im Osten an 
die Arbeitszeit im Westen kein Thema 
mehr sein. Wie sollte vor allem jungen Leu-
ten heute erklärt werden, warum Beschäf-
tigte der Kommunen in den ostdeutschen 
Bundesländern eine Stunde länger arbeiten 
müssen als ihre Kolleg*innen im Westen?

Die Möglichkeit der weiteren Inanspruch-
nahme von Altersteilzeit ist ebenfalls ein 
Thema, das für die Kolleg*innen in der 
Tarifrunde sehr wichtig ist. Die bestehen-
den tariflichen Regelungen gelten nur  

für Kolleg*innen, die die Altersteilzeit vor 
dem 1. Januar 2021 antreten.

Seit 2018 hat die Bundestarifkommission 
ö.D. die Themen Arbeitszeitgestaltung, 
Arbeitszeitverkürzung, Entlastung intensiv 
diskutiert und eine Kampagne gestartet 
mit dem Ziel, die Arbeitszeit zum Schwer-
punkt der Tarifrunde 2020 zu machen.  
Die bundesweite Beschäftigtenbefragung 
im öffentlichen Dienst im vergangenen Jahr 
hat gezeigt, dass 92 Prozent der Beteiligten 
gerne die Wahl zwischen mehr Geld und 
mehr Freizeit hätten. Nach der Auswertung 
der Beschäftigtenbefragung führten wir 
gezielt Interviews mit ver.di-Kolleg*innen 
durch. Die Ergebnisse aus den Interviews 
wurden der Bundestarifkommission öffent-
licher Dienst in einer Live-Diskussion am 
19. Mai 2020 vorgestellt.

Die Corona-Pandemie hat keine Zeit gelas-
sen, die notwendige Diskussion über Folge-
rungen aus der Befragung und konkrete 
Forderungen zur Arbeitszeit zu führen. Für 
die BTK ö.D. ist klar, dass die Erfahrungen 
aus der Corona-Pandemie in das Thema 
Arbeitszeit mit einfließen müssen. Wir 
werden die begonnene Diskussion sobald 
wie möglich wieder aufgreifen. Wir wollen 
die Diskussion in den Betrieben weiter
führen und das möglichst wieder von 
Angesicht zu Angesicht.

http://tarifrebellion.de
https://unverzichtbar.verdi.de/++co++c3e8fd38-bb89-11ea-ae01-525400940f89
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8)	JETZT AKTIV WERDEN 
Liebe Kollegin, lieber Kollege!

Die Tarif- und Besoldungsrunde können  
wir nur gemeinschaftlich für uns erfolg-
reich gestalten. Nutze die Möglichkeit,  
dich zu beteiligen und stehe gemeinsam 
mit Deinen Kolleg*innen für unseren Tarif
erfolg ein. Es geht um Deine Arbeits- und 
Lebensbedingungen – aber auch um die 
der Anderen.

Die Möglichkeiten, sich zu beteiligen, sind 
vielfältig! Auch unter erschwerten Bedin-
gungen wollen wir gemeinsam für unsere 
Interessen einstehen – mit Abstand oder 
einem Band der Solidarität, digital, virtuell 
oder real, auf jeden Fall mit viel Phantasie 
und Durchsetzungswillen.

Mache mit bei der Forderungsdiskussion – 
möglichst direkt in Betrieb oder Dienst-
stelle. Wenn Du dazu keine Möglichkeit 
hast, kannst Du Dich an einer digitalen 

Umfrage beteiligen. Sei dabei, wenn es 
darum geht, weitere Kolleg*innen für 
unser gemeinsames Ziel zu begeistern. 
Stelle dich den Diskussionen in Betrieben 
und Dienststellen – aber auch in der 
Öffentlichkeit, mit Bürger*innen. Und  
sei dabei, wenn es heißt, unsere Forde
rungen auch durch einen Arbeitskampf 
durchzusetzen!

Mit dieser Tarifrunde stellen wir die 
Weichen für die Zukunft.

Lass uns gemeinsam die Zukunft gestalten.

Diese Broschüre ist noch nicht fertig. Sie  
ist noch eine Baustelle, Du kannst sie mit-
gestalten; mit Deinen Fragen, Anregungen 
und Ideen.

Mit der Forderungsdiskussion wird sie an 
unsere gemeinsame Diskussion angepasst. 
Mach mit!

https://unverzichtbar.verdi.de/
https://twitter.com/_verdi?lang=de
https://www.facebook.com/verdi
https://unverzichtbar.verdi.de/messenger
https://unverzichtbar.verdi.de/
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FAHRPLAN
TARIF- UND BESOLDUNGS-

RUNDE 2020 MIT BUND 

UND KOMMUNEN

DIE VERHANDLUNGSTERMINE:

FAHRPLAN

6. JULI 2020

START DER FORDERUNGS­

DISKUSSION

25. AUGUST 2020

BUNDESTARIFKOMMISSION Ö.D. 

BESCHLIESST DIE FORDERUNGEN

19.– 20. SEPTEMBER 2020 

ZWEITE  

VERHANDLUNGSRUNDE1. SEPTEMBER 2020 

ERSTE 

VERHANDLUNGSRUNDE

22.– 23. OKTOBER 2020 

DRITTE  

VERHANDLUNGSRUNDE








